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Lino Schaeren (BT)

Die Sozialpolitik ist in Biel poli-
tisch aufgeladen. Kein Wunder:
Mehr als jede zehnte Person ist
zumindest teilweise von der So-
zialhilfe abhängig. Jährlich wer-
den Kosten von rund 100 Millio-
nen Franken verursacht. SVP-
Mann Beat Feurer war vor zehn
Jahren angetreten, um in der So-
zialpolitik «aufzuräumen», was
ihm nach turbulentem Start in
der Stadtregierungmit derReor-
ganisation der Abteilung Sozia-
les auch teilweise gelang.Die So-
zialhilfeabhängigkeit ist in Biel
zwar auch unter Feurer immer
noch rekordhoch, sie ist aber im
Sinken begriffen.

Feurer eckte mit seiner Sozi-
alpolitik trotzdem immerwieder
an, insbesondere bei der linken
Mehrheit im Stadtparlament.
Diesewill die Zuständigkeiten in
der Bieler Sozialpolitik neu re-
geln und demSozialdirektor eine
Sozialhilfekommission vorset-
zen. Diese soll die Funktion der
Sozialbehörde übernehmen und
damit für alle strategischen Ent-
scheide zuständig sein.

Kompetenzen beschnitten
Die Kompetenzen von Feurer
werden damit deutlich beschnit-
ten. Feurer und seine Partei se-
hen darin eine politisch moti-
vierte Entmachtung und gehen
auf die Barrikaden. Vergebens:
ImApril 2021 hat der Stadtrat das
entsprechende «Sozialhilfereg-
lement» verabschiedet.

Seither ist nichts mehr pas-
siert. Statt das Reglement, das
den Einsatz einer Kommission
ab 1. Januar 2022 vorsieht, um-
zusetzen, haben sowohl das Par-
lament als auch die Regierung
stillschweigend darauf gewartet,
dass der jeweils andere aktiv
wird.DerGemeinderat stellt sich
auf den Standpunkt, dass es sich
um eine stadträtliche Kommis-
sion handelt, deren Mitglieder
nicht nur durch den Stadtrat ge-
wählt, sondern auch durch die-
sen vorgeschlagen werden.

Der Stadtrat wiederum geht
von einer gemeinderätlichen
Kommission aus. Unbestritten

ist, dass dieMitglieder durch das
Parlament gewählt werden, der
Stadtrat sieht jedoch die Regie-
rung in der Pflicht, Wahlvor-
schläge zu unterbreiten.

Weil aufgrund der Pattsitua-
tion in dieser Sache ein Jahr lang
niemand auch nur einen Finger
gerührt hat, amtet Beat Feurer
seit fünfeinhalb Monatenweiter
als alleiniger Entscheidungsträ-
ger in sozialpolitischen Fragen,
obschon perGesetz dafür eigent-
lich seit knappvierMonaten eine
nicht existierende Kommission
zuständig ist.

Von den Grünen Biel in einem
Schreiben mit dieser Situation
konfrontiert, hat Sozialvorsteher
Feurer bei Ueli Friederich von der
Anwaltskanzlei Recht & Gover-
nance ein Rechtsgutachten in

Auftrag gegeben.Gutachter Frie-
derich kommt zu einem klaren
Schluss: Bei der Sozialhilfekom-
mission handle es sich um eine
stadträtliche Kommission – und
dieWahl derMitglieder habe das
Parlament vorzuschlagen.

Entsprechend bestärkt fühlt
sich der Gemeinderat. In einer
Mitteilung schreibt er, dass er da-
von ausgehe, dass nun die zu-
ständigen Stellen des Parlaments
das Geschäft vorantreiben und
umsetzen. Sozialdirektor Feurer
zeigt sich von den Schlüssen des
Gutachters nicht überrascht. Der
Ball liege nun klar beim Stadtrat.

Wieweiter?
Hat also das Parlament und da-
mit allenvoran das Stadtratsbüro
in dieser Sache geschlafen? Ganz

so einfach scheint es nicht. Das
Stadtratsbüro hat das Gutachten
von Friederich an die eigenen ex-
ternen Expertenweitergegeben,
wie Ratssekretärin Regula Klem-
mer auf Anfrage sagt. Sie ist für
die juristische Beratung des
Stadtrats zuständig. Bei den zu-
gezogenen Fachpersonen des
Parlaments handelt es sich um
die Professoren Simon Steger
und Pascal Coullery der Berner
Fachhochschule. Die beiden hat-
ten im Auftrag der vorberaten-
den stadträtlichen Kommission
2020 eine Expertise erstellt und
wurden nun erneut um eine Stel-
lungnahme ersucht.

Abgestützt auf die Einord-
nungen der beiden hatte der
Stadtrat seine Haltung einge-
nommen:Massgeblich dafür,wer

für die Einsetzung der Sozialhil-
fekommission ist, sei das kanto-
nale Sozialhilfegesetz, und die-
ses sei eindeutig. Es handle sich
hier um eine Behördenkommis-
sion, die in der Zuständigkeit des
Gemeinderats liege, sagte Klem-
mer bereits im April.

Das Gutachten von Friederich
trage den inhaltlichenAufgaben
der Sozialhilfekommission, die
in die Zuständigkeit des Gemein-
derats fallen würden, zu wenig
Rechnung, kritisiert Klemmer.

Wieweiter also? Es besteht die
Gefahr eines juristischen Klein-
kriegs, sodass der eigentlich un-
rechtmässige Zustand ohne So-
zialhilfekommission noch länger
Bestand hat.Wobei Klemmer für
ein «endlich pragmatischesVor-
gehen» plädiert: Es sei nun

höchste Zeit, dass Gemeinderat
und Parlament zusammensitzen,
um das weitere Vorgehen zur
Umsetzung des Stadtratsbe-
schlusses zu planen.

Entscheide aufgeschoben
Klar ist: Vor den Sommerferien
wird sich in Sachen Sozialhilfe-
kommission nichts ändern. Das
heisst auch, dass Sozialvorsteher
Feurer weiterhin keine weitrei-
chenden strategischen Entschei-
de in der Sozialpolitik treffen
wird. Diese hat er aufgrund der
unklaren Rechtslage ab Anfang
2022 aufgeschoben. Entscheide
dieserTragweite kämen nur sehr
selten vor. Die normale Funkti-
onsweise der Sozialbehörde sei
dadurch nicht gefährdet.

Sollte bis zum Einsetzen der
Sozialhilfekommission dennoch
ein Entscheid unumgänglich
sein, der unmittelbare Auswir-
kungen auf die Sozialhilfebezie-
henden hätte, soll nachMeinung
des Gemeinderats das Regie-
rungsstatthalteramt Biel ange-
hörtwerden.Dieses solle sodann
feststellen, dass der Direktor der
Direktion Soziales und Sicherheit
in seiner Funktion als Sozialbe-
hörde der Stadt Biel geschäfts-
führend weiterhin amtet.

Die Stadtregierung folgt da-
mit zumindest teilweise einer
Forderungvon FDP-Stadtrat und
alt Staatsanwalt Peter Bohnen-
blust. Dieser hatte aufgrund des
unklaren Rechtszustands im
April beim Regierungsstatthal-
teramt eine aufsichtsrechtliche
Anzeige gemacht. Gegenüber
dieser Zeitung kritisiert Bohnen-
blust erneut in erster Linie die
Stadtregierung dafür, dass diese
mit Gutachten reagiere, statt Ge-
spräche zu führen.

Die Sozialhilfekommission,
sollte sie dereinst denn einge-
setztwerden, soll laut Reglement
aus drei bis fünf Expertinnen
und Experten sowie aus Politi-
kerinnen und Politikern beste-
hen, wobei letztere nicht selber
im Parlament sitzen dürfen.Von
Amtes wegen Einsitz haben der
Sozialdirektor und der Leiter des
Sozialdienstes – mit beratender
Stimme.

Gutachten stärkt Beat Feurer den Rücken
Streit um Zuständigkeiten Die Bieler Sozialpolitik ist blockiert, weil weder Regierung noch Parlament für die Neuorganisation zuständig
sein wollen. Ein Gutachten lässt nun die Legislative schlecht aussehen.

Steht oft im linken Gegenwind: Beat Feurer (SVP), Sozialvorsteher der Stadt Biel. Foto: Matthias Käser

Bei den Urhebern stösst man
zwar auf Schweigen, doch der
Brief an sich ist vielsagend. Drei
Organisationen wandten sich
Anfang Juni in einem Schreiben
an das Mittelschul- und Berufs-
bildungsamt des Kantons Bern.
Darin fordern sie eine «unabhän-
gige Untersuchung der Vor-
kommnisse.»

«Leider vergeblich»
Die drei Berufsverbände sind der
SchweizerischeVerband des Per-
sonals öffentlicher Dienste
(VPOD), die Fraktion Gymnasi-
um von Bildung Bern sowie die
Sektion Gym_bern des Berni-
schen Staatspersonalverbands
(BSPV). Sie hätten von schwer-
wiegenden Konflikten der Schul-
leitung mit weiteren Mitarbei-
tenden des Gymnasiums Biel-

Seeland erfahren, schreiben die
drei Organisationen.

Im Mittelpunkt der Schilde-
rungen steht Leonhard Cadetg,
Rektor des Gymnasiums Biel-
Seeland. Er ist Bieler FDP-Stadt-
rat. ImmerwiederhättenMitglie-
der der Lehrerschaft Cadetg da-
rauf hingewiesen, dass sein
Verhalten gegenüber Mitarbei-
tenden problematisch sei. «Lei-
der vergeblich.»

Konkrete Beispiele einesmög-
lichen Fehlverhaltens führen die
Berufsverbände keine auf. Jedoch
würden sechzig Mitarbeitende
des Gymnasiums Biel-Seeland
die Forderung einer Untersu-
chung durch denKanton stützen.
Und bei Bedarf könne derBehör-
de eine «beträchtliche Anzahl»
schriftlicher undmündlicherBe-
richte vorgelegt werden.

Auf Anfrage will keiner der
drei Berufsverbände Auskunft
geben. Nur so viel: Bei Schulen
komme ein solcher Schritt sehr
selten vor.

Einiges konkreter wird das
Schreiben bei den Forderungen,
die «in Anbetracht der Schwere
der Vorkommnisse» an das Mit-
telschul- und Berufsbildungsamt

gerichtet werden. Für die Brief-
steller ist es unerlässlich, Befra-
gungen von Betroffenen und
Zeugen durchzuführen.

Dies müsse durch eine unab-
hängige und fachlich kompeten-
te Person passieren, fordern die
Verbände weiter. In einem Be-
richt sollen schliesslich Mass-
nahmen und ein Zeitplan für de-
renUmsetzung definiertwerden.

Dicke Post für die Leitung des
Gymnasiums.AmTelefon erklärt
Rektor Leonhard Cadetg, dass er
sich imMoment nicht zum Brief
äussern könne.

Treffen im April
Noch einenweiteren Punkt spre-
chen die Urheber des Briefs an.
Bereits imApril hätten sich Lehr-
personenmit einemVertreter des
Mittelschul- und Berufsbil-

dungsamts getroffen.Die Lehre-
rinnen und Lehrer hätten diesen
damals über die «gravierenden
Konflikte» am Gymnasium in
Kenntnis gesetzt.

Auf Anfrage bestätigt die Bil-
dungs- und Kulturdirektion des
Kantons Bern (BKD) dies. Nach
dem vertraulichen Gespräch
habe die BKD die betroffenen
Mitarbeitenden des Gymnasiums
Biel-Seeland darauf hingewie-
sen, dass eine offizielle Eingabe
nötig sei, um weitere Abklärun-
gen einleiten zu können. «Diese
Eingabe liegtmit diesem Schrei-
ben, das wir vergangene Woche
erhalten haben, nun vor.» Nun
kläre derKanton den Sachverhalt
ab und hole Stellungnahmenvon
allen Seiten dazu ein.

Benjamin Lauener

Im Gymnasium Biel schwelt ein Konflikt zwischen Lehrpersonen und Rektor
Verbände fordern Untersuchung 60Mitarbeitende und drei Berufsverbände fordern den Kanton Bern auf, die Verhältnisse
im Gymnasium Biel-Seeland zu untersuchen. ImMittelpunkt steht der Rektor.

Im Gymnasium Biel-Seeland rumort es. Foto: Adrian Moser
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